
1 
 

VB 5 

 

 

 

 

Grußwort von Dr. Armin Leon,  

Referatsleiter im MAIS, anlässlich des Workshops: 

„Die Entwicklung eines inklusiven Gemeinwesens als 
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Anrede, 

im Namen der Landesregierung aber auch ganz persönlich 

freue ich mich, heute hier bei Ihnen sein zu können. 

Gleichzeitig möchte ich nicht versäumen, Ihnen die herzlichen 

Grüße unseres Sozialministers Rainer Schmeltzer 

auszurichten! 

Entschuldigen muss ich an dieser Stelle meinen 

Gruppenleiter, Roland Borosch, der in Vertretung des 

Abteilungsleiters einen wichtigen Termin in Düsseldorf 

wahrnehmen muss. Er lässt Sie herzlich grüßen! 

Ich bin heute besonders gerne zu Ihnen gekommen, weil uns 

mit der Orientierung am Leitbild der Inklusion ein 

gemeinsames Ziel verbindet!  

Anrede, 

bei ihrer heutigen Tagung befassen Sie sich mit den 

Herausforderungen für die Entwicklung eines inklusiven 

Gemeinwesens.  

Für mich sind in diesem Zusammenhang zwei Fragen zentral:  
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 Wie kann es gelingen, dass Menschen mit Behinderung 

ein selbstverständlicher Teil des Gemeinwesens sein 

können? Und:  

 Wie können Menschen mit Behinderung in derselben 

Weise wie nicht behinderte Menschen Zugang zu 

Bildung, Beschäftigung, dem Wohnungsmarkt, zu 

Mobilität und zu Freizeitmöglichkeiten haben?  

Das ist der Kern von Inklusion! 

Auf die genannten Fragen Antworten zu entwickeln, konkret 

„Gelingensbedingungen der planerischen Umsetzung der UN-

BRK auf kommunaler Ebene“ (so lautet ja auch der Titel der 

morgigen Abschlussdiskussion) zu erarbeiten, ist das 

anspruchsvolle Ziel dieser Veranstaltung.  

Sie nehmen dabei auch die Aufgaben in den Blick, die uns 

allen der UN-Ausschuss für die Rechte von Menschen mit 

Behinderungen im Kontext der Beratungen zum ersten 

deutschen Staatenberichtes gestellt hat.  
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Dies verdient große Anerkennung. Denn es wird ein 

wesentlicher Beitrag dazu sein, die doch sehr „globalen“ 

Anforderungen in konkrete kommunale Praxis zu übertragen.  

Bei allen Anstrengungen zur Umsetzung der UN-BRK sollte 

klar sein: Die Verwirklichung inklusiver Gemeinwesen ist kein 

„Behindertenthema“, sondern betrifft alle gesellschaftlichen 

Ebenen.  

Wir brauchen also Verbündete, um den Sozialraum zu 

erschließen, zum Beispiel bei der Suche nach Freizeit-, 

Bildungs- oder Arbeitsmöglichkeiten. Dies sind etwa 

Arbeitgeber, Vereine, Kirchengemeinden, Kindergärten, 

Bibliotheken, Schulen, Behörden sowie Einrichtungen und 

Diensten. 

Im ganz konkreten Lebensumfeld, im Sozialraum vor Ort 

entscheidet sich dabei, ob Menschen Teilhabechancen 

erleben, oder behindert werden.  

Die UN-BRK zeigt diesen Zusammenhang deutlich auf. So 

heißt es dort: „Behinderung entsteht aus der Wechselwirkung 

zwischen Menschen mit Beeinträchtigungen und einstellungs- 

und umweltbedingten Barrieren (…), die sie an der vollen, 
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wirksamen und gleichberechtigten Teilhabe an der 

Gesellschaft hindern.“  

Den Kommunen in unserem Land und damit auch Ihnen als 

kommunale Planerinnen und Planer kommt dabei eine 

bedeutende Rolle im Inklusionsprozess zu. 

Dabei ist klar: Nicht für alles wird die Verantwortung vor Ort 

getragen, für viele Prozesse sind Zuständigkeiten und 

Steuerungsmöglichkeiten außerhalb der Kommune 

angesiedelt.  

Und es bedarf vieler Mitstreiterinnen und Mitstreiter etwa 

aus Organisationen, Verbänden, Einrichtungen und Diensten, 

aus Selbsthilfe, freier Wohlfahrtspflege, Leistungsträgern und 

Bürgergesellschaft, um Schritt für Schritt dem Ziel des 

inklusiven Gemeinwesens näherzukommen.  

In den Kreisen, kreisfreien Städten und Gemeinden liegen 

jedoch Kompetenz und Erfahrung, die notwendigen Prozesse 

im Rahmen der kommunalen Selbstverwaltung zu 

koordinieren, zusammenzuführen und nachzuhalten.  

Im Jahre 2012 hat die Landesregierung ihren Aktionsplan 

„Eine Gesellschaft für alle – NRW inklusiv“ beschlossen. Dort 
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heißt es: „Es bedarf eines Planungsansatzes, der das 

Gemeinwesen insgesamt in den Blick nimmt und Sozialräume 

unter inklusiven Gesichtspunkten weiterentwickelt.“ (vgl. 

IV.19, S. 195). Konsequenterweise haben wir daher im Jahr 

2014 die von der Universität Siegen erstellte Arbeitshilfe 

„Inklusive Gemeinwesen Planen“ herausgegeben.  

Die Arbeitshilfe versteht sich als Handbuch, das Hinweise 

dazu gibt, wie mit den Anforderungen der UN-

Behindertenrechtskonvention vor Ort praktisch und 

wirkungsvoll umgegangen werden kann – unter Beteiligung 

der Betroffenen! 

Dabei ist klar: Nichts ist so überzeugend wie gelebte inklusive 

Praxis. Durch das ebenfalls von der Universität Siegen 

erstellte „Inklusionskataster“ werden daher inklusive 

Initiativen aus allen Lebensbereichen dargestellt. Damit 

zeigen wir, dass Inklusion gut gelingen kann. 

Ich freue mich daher sehr, dass die heutige Veranstaltung 

durch die Kolleginnen und Kollegen des Inklusionskatasters 

organisiert wurde. Über die Auflistung guter Praxisbeispiele 
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hinaus schaffen wir damit einen Rahmen für 

Erfahrungsaustausch und neue Anregungen.  

Nach einem Workshop zum Thema „Kultur“ im letzten Jahr 

werden in 2016 weitere Dialog- und Vernetzungstreffen für 

die „Inklusionsakteure“ in unserem Land stattfinden.  

Ich wünsche nun der Veranstaltung einen guten Verlauf und 

uns allen eine glückliche Hand auf dem Weg zu einer 

inklusiven Gesellschaft! 

Ich danke Ihnen für Ihre Aufmerksamkeit! 

 


